
Öffentliche Bekanntmachung 
 
Beginn der vorbereitenden Untersuchungen für das 
Gebiet „Unterstadt“ nach § 141 Baugesetzbuch 
 
Der Gemeinderat der Stadt Müllheim i. M. hat in seiner öffentlichen Sitzung am 22.07.2026 
folgenden Beschluss gefasst: 
 
Zur Prüfung der Sanierungsbedürftigkeit im Untersuchungsgebiet „Unterstadt“ und der Mitwir-
kungsbereitschaft der Betroffenen beschließt der Gemeinderat, die Vorbereitenden Untersu-
chungen nach § 141 Abs. 3 BauGB durchzuführen. 
 
Das Untersuchungsgebiet umfasst den zentralen Bereich der Unterstadt in Müllheim i. M. und 
ist aus folgendem Lageplan zu entnehmen (genordet, ohne Maßstab): 
 

 
 
Lageplan des Untersuchungsgebiets „Unterstadt“ vom 22.07.2026 (als Bestandteil des Be-
schlusses). Das Untersuchungsgebiet umfasst alle Grundstücke und Grundstücksteile inner-
halb der schwarz gestrichelten Abgrenzung. 
 
Der Beschluss ist nach § 141 Abs. 3 BauGB mit dieser Bekanntmachung ortsüblich bekannt-
gemacht. 
 
Auf die Auskunftspflicht und den Umgang mit personenbezogenen Daten nach § 138 BauGB 
wird hingewiesen. 
 



Der Lageplan ist im Rathaus der Stadt Müllheim i. M., Bismarckstraße 3, 79379 Müllheim i. M. 
öffentlich ausgelegt und kann dort während nachfolgender Dienstzeiten eingesehen werden: 
Fachbereich 30, Zimmer 313, 9:00 Uhr bis 12:00 Uhr oder nach telefonischer Vereinbarung 
(Tel.-Nr.: 07631 801 120). Ergänzend können weitere Termine vereinbart werden.  
 
Die Bekanntmachung und der Lageplan des Untersuchungsgebiets „Unterstadt“ vom 
22.07.2026 können auch auf der Homepage der Stadt unter: www.muellheim.de/bekanntma-
chungen eingesehen werden. 
 
 
Zweck und Durchführung der vorbereitenden Untersuchungen: 
 
Mit den vorbereitenden Untersuchungen gemäß § 141 BauGB wird eine wichtige und umfas-
sende Bestandsaufnahme eines Gebietes durchgeführt. Mit den Ergebnissen der Untersu-
chungen lassen sich Art und Umfang notwendiger Erneuerungsmaßnahmen und die Notwen-
digkeit der Sanierung anhand der sozialen, strukturellen und städtebaulichen Verhältnisse be-
urteilen. Daran werden nicht nur die genaue Gebietsabgrenzung, sondern auch die Sanie-
rungsziele und dafür erforderliche Maßnahmen festgelegt. 
 
Die Stadt hat folgende vorläufige Sanierungsziele für den Bereich der Unterstadt definiert: 
 

• Sanierung und Aktivierung der Margarethenkapelle zu einem konsumfreien Treff-
punkt für unterschiedliche Nutzergruppen 

• Sanierung und Nachnutzung des Zivihauses als Gemeinbedarfseinrichtung mit Ge-
denkstättenfunktion 

• Erhalt, Modernisierung und energetische Verbesserung der denkmalgeschützten und 
ortsbildprägenden privaten Gebäudesubstanz 

• Aktivierung vorhandener Wohnraumpotenziale durch die Reaktivierung untergenutz-
ter oder leerstehender Gebäude 

• Erhalt und Stärkung der schützenswerten städtebaulichen Struktur der Unterstadt 
• Beseitigung funktionaler Defizite im öffentlichen Raum durch die Aufwertung von Plät-

zen und Grünflächen sowie die Verbesserung der Aufenthaltsqualität und Barriere-
freiheit 

• Verbesserung der stadtklimatischen Verhältnisse und Stärkung der Klimaresilienz im 
Quartier 

• Flankierende Unterstützung des Erhalts der besonderen städtebaulichen Strukturen 
und Merkmale der Erhaltungssatzung Niedermüllheim vom 15.12.2021 

Hinweise: 
 
1. Der Beschluss über die vorbereitenden Untersuchungen ist nicht gleichbedeutend mit der 

Förmlichen Festlegung eines Sanierungsgebietes oder Entwicklungsbereichs. Diese be-
dürfen einer besonderen Satzung.  

 
2. Eigentümer, Mieter, Pächter und sonstige zum Besitz oder zur Nutzung eines Grundstücks, 

Gebäudes oder Gebäudeteils Berechtigte sowie ihre Beauftragten sind verpflichtet, der 
Gemeinde oder ihren Beauftragten Auskunft über die Tatsachen zu erteilen, deren Kennt-
nis zur Beurteilung der Sanierungs- bzw. Entwicklungsbedürftigkeit eines Gebietes oder 
zur Vorbereitung oder Durchführung der Sanierung bzw. Entwicklung erforderlich ist. An 
personenbezogenen Daten können insbesondere Angaben der Betroffenen über ihre per-
sönlichen Lebensumstände im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, namentlich über die 
Berufs-, Erwerbs- und Familienverhältnisse, das Lebensalter, die Wohnbedürfnisse, die 
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sozialen Verflechtungen sowie über die örtlichen Bindungen erhoben werden (§ 138 Abs. 
1 BauGB). 
 
Verweigert ein Auskunftspflichtiger die Auskunft, kann ein Zwangsgeld wiederholt ange-
droht und festgesetzt werden (§ 138 Abs. 4 i. V. m. § 208 Satz 2 bis 4 BauGB). 

 
 
Müllheim i. M., den 30.07.2026 
 
Martin Löffler 
Bürgermeister 


		2026-07-28T13:51:44+0000
	Stadt Müllheim im Markgräflerland




